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Ordentliche Hauptversammlung der Amadeus FiRe AG am 27. Mai 2021 

Zu Tagesordnungspunkt 8: Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG 

Die Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital nach Maßgabe von § 4 Abs. 4 der Satzung zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020) soll, nachdem es teilweise ausgenutzt wurde, aufgehoben und 
ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2021) beschlossen werden. Unter Punkt 8 der 

Tagesordnung schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat deshalb die Schaf fung eines solchen 
neuen Genehmigten Kapitals 2021 vor, das zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- oder Sacheinla-
gen ermächtigt. 

 
Das Genehmigte Kapital 2021 soll die Gesellschaf t in die Lage versetzen, in den sich wandelnden 
Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und f lexibel handeln zu können. Da Entscheidungen 

über die Deckung ihres Kapitalbedarfs in der Regel kurzf ristig zu tref fen sind, ist es wichtig, dass 
die Gesellschaf t hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlung oder von der langen 
Einberufungsfrist einer außerordentlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit dem Instrument des 

genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen. Die wichtigsten 
Gründe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der Eigenkapital-
basis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben. Das genehmigte Kapital ist ein in der Unter-

nehmenspraxis übliches und praxiserprobtes Instrument.  
 
Wird das Genehmigte Kapital 2021 ausgenutzt, wird den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht  

eingeräumt. In den nachfolgenden Fällen soll der Vorstand nach Maßgabe der vorgeschlagenen 
Erneuerung der Ermächtigung allerdings berechtigt sein, dieses Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen. Diese Fälle sind in dem Beschlussvorschlag unter Punkt 8 der Tagesordnung im Einzel-

nen genannt und werden im Folgenden näher erläutert: 
 
Spitzenbeträge bei Kapitalerhöhungen 

 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, im Hinblick auf  
den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. 

Hierdurch wird die technische Durchführung der Kapitalerhöhung sinnvoll erleichtert. Ohne den Aus-
schluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge würden insbesondere bei einer Kapitalerhöhung um 
einen runden Erhöhungsbetrag die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Aus-

übung des Bezugsrechts durch das Bruchteile von Aktien erheblich erschwert. Die als f reie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf  
über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaf t verwertet. Da sich der Aus-

schluss des Bezugsrechts insoweit nur auf  Spitzenbeträge beschränkt, ist ein etwaiger Verwässe-
rungsef fekt gering. 
 

Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten 
 
Außerdem soll das Bezugsrecht der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Wandel- und Options-

schuldverschreibungen ausgeschlossen werden können. Hintergrund dieser vorgeschlagenen Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre is t, dass Wandlungs- bzw. Options-
bedingungen nach der Marktpraxis regelmäßig Bestimmungen enthalten, nach denen im Fall einer 

Kapitalerhöhung unter Wahrung des Bezugsrechts aller Aktionäre auf  neue Aktien der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis nach Maßgabe einer sogenannten Verwässerungsschutzklausel zu ermäßigen 
ist, wenn den Inhabern der Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen nicht ein Bezugsrecht in 

dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Opti-
onsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspf licht zustehen würde. Mit der Ermächtigung 
erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung der genehmigten Kapitalia unter sorgfältiger 

Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. Das dient der leichteren 
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Platzierung solcher Finanzierungsinstrumente und damit den Interessen der Gesellschaf t und ihrer 

Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaf t.  
 
Flexible Wahrnehmung von im Unternehmensinteresse liegenden Chancen 

 
Darüber hinaus wird der Vorstand unter Tagesordnungspunkt 8 ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG bei Barkapitalerhöhungen auszuschließen (sogenannter vereinfachter Bezugsrechts-
ausschluss). Die Möglichkeit dieses Bezugsrechtsausschlusses dient dem Interesse der Gesell-
schaf t an der Erzielung eines bestmöglichen Ausgabekurses bei Ausgabe neuer Aktien. Die in § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlus-
ses versetzt die Verwaltung in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende 
Finanzierungsmöglichkeiten schnell und f lexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Dadurch wird eine 

bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaf t und aller Aktionäre erreicht.  
Durch den Verzicht auf  die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts, einschließlich 
der Erstellung und Veröf fentlichung eines Wertpapierprospekts für das Bezugsangebot,  können der 

Eigenkapitalbedarf  aus sich kurzf ristig bietenden Marktchancen sehr zeitnah gedeckt sowie zusätz-
lich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Diese Möglichkeit zur Kapitaler-
höhung unter optimalen Bedingungen und ohne nennenswerten Bezugsrechtsabschlag ist für die 

Gesellschaf t insbesondere deshalb von Bedeutung, weil sie Marktchancen schnell und f lexibel in 
sich schnell ändernden bzw. auch in neuen Märkten nutzen und einen dadurch entstehenden Kapi-
talbedarf  gegebenenfalls auch sehr kurzf ristig decken können muss.  

 
Der Ausgabebetrag und damit das der Gesellschaf t zuf ließende Entgelt für die neuen Aktien wird 
sich am Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis 

nicht wesentlich, d.h. jedenfalls um nicht mehr als 3-5% unterschreiten. Bei Ausnutzung der Er-
mächtigung wird der Vorstand einen etwaigen Abschlag vom dann maßgeblichen Börsenpreis so 
niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des Ausgabebe-

trags vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses beschränkt sich auf  maximal zehn vom Hundert des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
bzw. – falls dieser Wert niedriger ist – des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhan-

denen Grundkapitals. Soweit während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung  
von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien oder zur Ausgabe von 
Rechten, die den Bezug von Aktien ermöglichen oder zu ihm verpf lichten, Gebrauch gemacht und 

dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, 
ist dies zudem auf  die vorstehend genannte 10%-Grenze anzurechnen. Insgesamt ist damit sicher-
gestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die 

Interessen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss der Ak-
tionäre vom Bezugsrecht angemessen gewahrt werden, während der Gesellschaf t im Interesse aller 
Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröf fnet werden. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs 

platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu an-
nähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. 
 

Ermöglichung des Unternehmenserwerbs 
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 

dient dem Zweck, den Erwerb von Unternehmen, von Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstiger Vermögensgegenstände gegen Gewährung von Aktien zu ermögli-
chen. Führt der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen 

oder der Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände im Wege der Kapitalerhöhung gegen Sachein-
lagen bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer aus sonstigen Gründen eher 
an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaf t als an einer Geldzahlung interessiert, stärkt die 

Möglichkeit, Aktien als Gegenleistung anbieten zu können, die Verhandlungsposition der Gesell-
schaf t. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaf t ge-
boten sein, dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung für eine Unternehmensbeteiligung anzu-

bieten. Durch das Genehmigte Kapital 2021 kann die Gesellschaf t bei sich bietenden Gelegenheiten 
schnell und f lexibel reagieren, um in Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligun-
gen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen Ausgabe neuer Aktien zu er-

werben. Die vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine optimale 
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Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit der damit verbundenen Stärkung der 

Eigenkaptalbasis der Gesellschaf t. 
 
Die Verwaltung wird die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des 

Bezugsrechtes aus dem Genehmigten Kapital 2021 in jedem Fall nur dann ausnutzen, wenn der 
Wert der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung, d.h. der Wert des zu erwerbenden Unter-
nehmens, Unternehmensteils oder der zu erwerbenden Beteiligung oder des sonstigen Vermögens-

gegenstands, in einem angemessenen Verhältnis zueinanderstehen. Dabei soll der Ausgabepreis 
der zu begebenden neuen Aktien grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaf t-
licher Nachteil für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird also vermieden.  

 
Incentivierungsprogramm 
 

Des Weiteren soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaf t und mit 
ihr verbundener Unternehmen, einschließlich Mitglieder der Geschäf tsleitungen verbundener Unter-

nehmen, ausgegeben werden, dies allerdings nur bis zu einer Höhe von 5% des Grundkapitals im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 
der vorliegenden Ermächtigung. Darauf  anzurechnen sind Aktien, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
an denselben Personenkreis ausgegeben oder veräußert werden. 
 

Es ist national und international üblich, den Führungskräf ten und Mitarbeitern eines Unternehmens 
einen Teil ihrer Vergütung in Form von aktienbasierter Vergütung zu gewähren, um so den Gleich-
lauf  mit den Interessen von Aktionären zu verstärken. Dementsprechend soll die Gesellschaf t die 

Möglichkeit erhalten, ausgewählten Führungskräf ten und Mitarbeitern eine entsprechende Vergü-
tungskomponente zum Erwerb von Aktien anzubieten. Namentlich soll durch d ie Möglichkeit zum 
Erwerb von Aktien ein besonderer Leistungsanreiz geschaf fen werden können, dessen Maßstab 

der sich im Kurs der Aktie der Gesellschaf t zeigende und zu steigernde Wert des Unternehmens ist. 
Die Interessen der Führungskräf te und Mitarbeiter sind daher – ebenso wie die Interessen der Akti-
onäre – auf  die Steigerung des Unternehmenswerts gerichtet. Dies kommt auch den Aktionären 

durch hiervon ausgehende positive Wirkungen auf  den Börsenkurs der Aktie zugute. Durch die Mög-
lichkeit zum Erwerb von Aktien können Führungskräf te und Mitarbeiter hieran partizipieren.  
 

Zwar sind zur Incentivierung von Führungskräf ten und Mitarbeitern auch virtuelle oder in Geldzah-
lung zu erfüllende Zusagen als Alternative denkbar, bei denen kein Bezugsrechtsausschluss not-
wendig ist. Allerdings wird bei der Ausgabe von Aktien der jeweilige Bezugsberechtigte tatsächlich 

Aktionär und erwirbt die entsprechenden Aktionärsrechte. Dies fördert die Identif ikation der Bezugs-
berechtigten mit dem Unternehmen, weshalb nach Überzeugung des Vorstands und des Aufsichts-
rats die Ausgabe von Aktien an Führungskräf te und Mitarbeiter eine sinnvolle Methode zur Incenti-

vierung sein können. 
 
Beschränkung des Bezugsrechtsausschlusses auf  maximal 10% des Grundkapitals 

 
Von der Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien aus dem neuen Genehmigten Kapital 2021 darf  der 
Vorstand unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur in einem Umfang von maximal ins-

gesamt 10% des derzeit bestehenden Grundkapitals Gebrauch machen. Vorbehaltlich einer von 
einer nachfolgenden Hauptversammlung beschlossenen neuerlichen Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss wird der Vorstand darüber hinaus aber insoweit auch eine Ausgabe bzw. Veräu-

ßerung von Aktien, Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pf lichten be-
rücksichtigen, die auf  der Grundlage anderer, dem Vorstand insoweit erteilter Ermächtigungen zu 
Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen, und zwar mit der 

Maßgabe, dass er insgesamt die ihm erteilten Ermächtigungen zu Kapitalmaßnahmen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur zu einer Erhöhung des Grundkapitals in Höhe von 
maximal 10% des aktuell bestehenden Grundkapitals nutzen wird. Der Vorstand  wird mithin – vor-

behaltlich einer erneuten Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss durch eine nachfolgende 
Hauptversammlung – auf  das maximale Erhöhungsvolumen von 10% des derzeitigen Grundkapitals 
auch anteiliges Grundkapital in Anrechnung bringen, das auf  Aktien entfällt, die während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung zum Genehmigten Kapital 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
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Aktionäre ausgegeben oder veräußert werden oder auf  die sich Schuldverschreibungen mit Opti-

ons- oder Wandelrechten bzw. -pf lichten beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, und zwar einschließlich der 
Ausgabe oder Veräußerung von Aktien, Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG.  
 
Der Vorstand wird im Übrigen in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2021 und gegebenenfalls der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im Interesse der 
Gesellschaf t und ihrer Aktionäre ist. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2021 berichten. Derzeit plant der Vorstand keine Ausnutzung des 

Genehmigten Kapital 2021. 

 


